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Allgemeine Verfügungen und Rundverfügungen 

Richtlinien und Hinweise für die Bearbeitung von 
Haftsachen und vorläufigen Unterbringungssachen 

bei der Staatsanwaltschaft 

Rundverfügung des Generalstaatsanwalts
 
des Landes Brandenburg
 

Vom 25. März 2015
 
(442-2)
 

I.
 
Grundsätzliches
 

1. 
Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 GG garantiert die Freiheit der Person. 
In diesem Freiheitsgrundrecht ist das in Haftsachen und in vor­
läufigen Unterbringungssachen (OLG Hamm NJW 2007, 3220) 
geltende verfassungsrechtliche Beschleunigungsgebot angesie­
delt. Das Bundesverfassungsgericht hat in ständiger Rechtspre­
chung betont, dass der Freiheitsanspruch des noch nicht verur­
teilten Beschuldigten den vom Standpunkt der Strafverfolgung 
aus erforderlichen und zweckmäßigen Freiheitsbeschränkungen 
ständig als Korrektiv entgegenzuhalten ist und sich sein Ge­
wicht gegenüber dem Strafverfolgungsinteresse mit zunehmen­
der Dauer der Untersuchungshaft vergrößert. Unabhängig von 
der zu erwartenden Strafe setzt zudem der Grundsatz der Ver­
hältnismäßigkeit der Haftdauer Grenzen. Diesen Grundsätzen 
trägt § 121 Absatz 1 StPO Rechnung, indem er bestimmt, dass 
der Vollzug der Untersuchungshaft vor Ergehen eines Urteils 
wegen derselben Tat über sechs Monate hinaus nur aufrechter­
halten werden darf, wenn die besondere Schwierigkeit oder der 
besondere Umfang der Ermittlungen oder „ein anderer wichti­
ger Grund“ das Urteil noch nicht zugelassen haben und die Fort­
dauer der Untersuchungshaft rechtfertigen. Diese Vorschrift lässt 
nur in begrenztem Umfang Ausnahmen zu und ist eng auszule­
gen (BVerfG StV 2005, 615 ff.; NStZ 1995, 459, 296; NJW 
1974, 307). 

Damit wird auch Artikel 5 Absatz 3 Satz 2 MRK entsprochen, 
wonach jeder in Haft befindliche Beschuldigte „Anspruch auf 
Aburteilung innerhalb einer angemessenen Frist oder auf Haft­
entlassung während des Verfahrens“ hat. Strafverfolgungsbe­
hörden und Gerichte sind danach verpflichtet, darauf hinzuwir­
ken, dass die Sechsmonatsfrist des § 121 Absatz 1 StPO in je­
dem Fall eingehalten werden kann. Die Justizverwaltungsbe­
hörden haben ihnen hierzu jede nur mögliche Unterstützung zu 
gewähren. Der weitere Vollzug von Untersuchungshaft, die die 
in § 121 Absatz 1 StPO bestimmte Frist erheblich überschrei­
tet, verstößt gegen Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 GG, wenn die Über­
schreitung dadurch verursacht ist, dass die Strafverfolgungsbe­
hörden und die Gerichte nicht alle möglichen und zumutbaren 
Maßnahmen ergriffen haben, um das Verfahren mit der gebote­
nen Beschleunigung abzuschließen (BVerfG StV 2008, 198; KG 
StraFo 2013, 502; s. auch BGH NStZ 1991, 546). Allein die 
Schwere der Tat und die sich daraus ergebende Straferwartung 
können bei erheblichen, vermeidbaren und dem Staat zuzu­
rechnenden Verfahrensverzögerungen (dazu gehört auch die 
durch einen der Justiz anzulastenden Verfahrensfehler verur­
sachte Urteilsaufhebung im Revisionsverfahren) nicht zur Recht­

fertigung einer ohnehin schon lang andauernden Untersu­
chungshaft herangezogen werden (BVerfG StV 2005, 615). Der 
Vollzug von Untersuchungshaft von mehr als einem Jahr bis 
zum Beginn der Hauptverhandlung oder dem Erlass eines Ur­
teils findet nur in ganz besonderen Ausnahmefällen seine Recht­
fertigung (BVerfG StV 2008, 198). 

Auch bei der Überprüfung des weiteren Vorliegens der Voraus­
setzungen der vorläufigen Unterbringung nach § 126a Absatz 2 
StPO ist nach gefestigter obergerichtlicher Rechtsprechung im 
Rahmen der allgemeinen Verhältnismäßigkeitsprüfung darauf 
abzustellen, ob es zu nicht hinnehmbaren Verfahrensverzöge­
rungen gekommen ist (OLG Hamm NJW 2007, 3220; OLG 
Celle StraFo 2007, 372). 

2. 
Diese Richtlinien und Hinweise sollen helfen, die Umsetzung 
des besonderen verfassungsrechtlichen Beschleunigungsgebotes 
zu fördern und der Aufhebung von Haftbefehlen oder vorläufi­
gen Unterbringungsbefehlen in Haftprüfungsverfahren nach 
§§ 121, 122 StPO entgegenzuwirken. 

II.
 
Allgemeine Folgen und Umfang des besonderen 


Beschleunigungsgebotes
 

1. 
Verzögerungen des Verfahrens bei der Staatsanwaltschaft ver­
letzen grundsätzlich das besondere Beschleunigungsgebot, es sei 
denn, dass hierfür ein die Fortdauer der Untersuchungshaft recht­
fertigender „wichtiger Grund“ vorliegt. Personelle Engpässe bei 
der Staatsanwaltschaft stellen selbst dann keinen wichtigen 
Grund im Sinne des § 121 Absatz 1 StPO dar, wenn sie auf ei­
nem Geschäftsanfall beruhen, der sich trotz Ausschöpfung der 
organisatorischen Mittel und Möglichkeiten nicht mehr inner­
halb angemessener Fristen bewältigen lässt. (KG NStZ 2001, 77, 
78 bei Paeffgen, StV 1993, 203; s. auch OLG Frankfurt StV 1995, 
142; OLG Bremen StV 1992, 181, 182; OLG Düsseldorf StV 
1990, 503; OLG Schleswig StV 1985, 115). Auch angesichts all­
gemeiner Sparzwänge der öffentlichen Hand dürfen fehlende 
oder eingeschränkte finanzielle Mittel als im Verantwortungs­
bereich des Staates liegend nicht zu Lasten des mit der Un­
schuldsvermutung ausgestatteten Untersuchungsgefangenen aus­
schlagen (OLG Koblenz NStZ 1997, 252, 253). 

2. 
Verzögerungen bei den polizeilichen Ermittlungen verletzen 
ebenfalls grundsätzlich das besondere Beschleunigungsgebot, wo­
bei auch die nicht nur vorübergehende Überlastung einer poli­
zeilichen Dienststelle keinen „wichtigen Grund“ im Sinne des 
§ 121 Absatz 1 StPO darstellt (BVerfG StV 1992, 121; OLG Bre­
men StV 1992, 426). Die Dezernenten müssen sich deshalb fort­
laufend über den Stand der Ermittlungen unterrichten lassen 
und erforderlichenfalls auf diese Einfluss nehmen. Dabei sind 
Art und Umfang der Ermittlungen konkret zu bestimmen, um 
entbehrliche Ermittlungsmaßnahmen vermeiden zu können. Um 
„Aufnahme“ bzw. „Fortsetzung der Ermittlungen“ zu bitten, ist 
nicht nur in Haftsachen unzulässig (vgl. Nummer 11 Absatz 1 



JMBl. 39 

RiStBV). Die Einhaltung der dem besonderen Beschleuni­
gungsgebot entsprechend vorzugebenden Erledigungsfristen ist 
zu kontrollieren; Verzögerungsgründe sind in den Akten zu ver­
merken. Ist seit Erlass eines Haftbefehls keine Förderung des Er­
mittlungsverfahrens zu erkennen, sind insbesondere keine wei­
teren Ermittlungstätigkeiten vorgenommen, Beweismittel be­
nutzt oder ausgewertet worden, kann dies die Aufhebung des 
Haftbefehls wegen Verletzung des Grundsatzes der Verhältnis­
mäßigkeit auch dann gebieten, wenn der Beschuldigte noch nicht 
6 Monate inhaftiert ist, weil auch vor Erreichen der Sechsmo­
natsgrenze dem Verfahren zügig Fortgang gegeben werden muss 
(KG StraFo 2013, 502; OLG Schleswig-Holstein StV 2005, 
140). 

3.
 
Die Staatsanwaltschaft hat darauf hinzuwirken, dass auch die
 
Gerichte dem besonderen Beschleunigungsgebot entsprechen.
 
Dabei ist zu beachten, dass bei den Ermittlungen eingetretene Ver­
fahrensverzögerungen durch eine besonders vorrangige weitere
 
Bearbeitung bei den Gerichten in gewissem Umfang ausgeglichen
 
werden können (BGHSt 38, 43; OLG Brandenburg StraFo 2007,
 
199, Beschluss vom 22. Dezember 2004 – 1 HEs 18/04 –; OLG
 
Thüringen NStZ 1997, 452, 453; KG StV 1993, 203). Die De­
zernenten sollten daher in jedem Fall das Verfahren dem zu­
ständigen Gericht vorab ankündigen und auf eine besonders vor­
rangige Bearbeitung drängen.
 

4.
 
Das besondere Beschleunigungsgebot gilt auch, wenn nur Über­
haft notiert ist (BVerfG StV 2006, 251; KG StV 2002, 554; OLG
 
Karlsruhe StV 2002, 317; OLG Stuttgart StV 2014, 752; OLG
 
Brandenburg NStZ 2000, 80 bei Paeffgen) oder die Untersu­
chungshaft durch Strafhaft bzw. zur Vollstreckung einer Ersatz­
freiheitsstrafe unterbrochen worden ist (KG StV 1992, 523). Es
 
ist selbst dann zu berücksichtigen, wenn der Haftbefehl außer Voll­
zug gesetzt (BVerfG StV 2003, 30; OLG Köln StV 2005, 396,
 
297; KG StV 2003, 627, 628; OLG Bremen StV 1994, 666) oder
 
sogar aufgehoben worden ist, falls die Staatsanwaltschaft hier­
gegen Rechtsmittel eingelegt hat (BVerfG StV 1995, 199). Das
 
Beschleunigungsgebot hat schließlich auch Geltung nach Erlass
 
eines erstinstanzlichen Urteils, wenn hiergegen Rechtsmittel ein­
gelegt worden und das Verfahren somit noch nicht rechtskräftig
 
abgeschlossen ist (OLG Oldenburg StV 1992, 481).
 

5.
 
Ist gegen den Beschuldigten eine Freiheitsstrafe zu vollstrecken,
 
dann ist unverzüglich die Unterbrechung der Untersuchungs­
haft zur Vollstreckung zu veranlassen (§ 116b StPO). Ebenso ist
 
bei Vorliegen der Voraussetzungen nach § 453c StPO (Siche­
rungshaftbefehl) zu verfahren.
 

6.
 
Ein Haftbefehl wird mit Beendigung des Verfahrens aufgrund
 
rechtskräftiger Verurteilung gegenstandslos. Demzufolge kann
 
er auch nach Durchbrechung der Rechtskraft infolge gewährter
 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nicht „wieder aufleben“
 
und die Grundlage für eine weitere Inhaftierung bilden (BVerfG
 
StV 2005, 613 f.). Dies gilt auch für andere Durchbrechungen
 
der Rechtskraft des angefochtenen Urteils in der Revisionsin­
stanz durch Zurückversetzung des Verfahrens gemäß § 356a
 
StPO und Erstreckung der Aufhebung des Urteils auf den Mit­
angeklagten gemäß § 357 StPO. Erhält die Staatsanwaltschaft
 
in einem Verfahren Kenntnis, dass eine Rechtskraft durchbre­

chende Entscheidung bereits ergangen oder mit einer solchen zu 
rechnen ist, so hat sie – sofern der Angeklagte nicht auf freien 
Fuß gesetzt werden soll – unverzüglich einen neuen Haftbefehl 
zu beantragen. 

III.
 
Folgen des Beschleunigungsgebotes im Einzelnen
 

1.
 
Die Ermittlungen wegen weiterer Straftaten, wegen derer aber
 
kein dringender Tatverdacht besteht, dürfen die Anklageerhebung
 
gegen den Beschuldigten wegen der vom Haftbefehl erfassten
 
Tat nicht verzögern, denn ein „wichtiger Grund“ im Sinne des
 
§ 121 Absatz 1 StPO kann sich grundsätzlich nur auf solche Ta­
ten beziehen, die im Haftbefehl aufgeführt sind und derent­
wegen die Untersuchungshaft vollzogen wird (BVerfG NStZ
 
2002, 100, 101; OLG Bamberg StV 2002, 608). Ist ein Teil der
 
Ermittlungen gegen den Beschuldigten abgeschlossen, kann es
 
dem Beschleunigungsgebot demnach entsprechen, dass eine Ab­
trennung erfolgt und die Akten von der Polizei umgehend der
 
Staatsanwaltschaft zur Fertigung einer Teilanklage zugeleitet
 
werden (OLG Frankfurt StV 1995, 423).
 

2.
 
Bei einem äußerst umfangreichen Ermittlungsverfahren kann
 
es das Beschleunigungsgebot erfordern, auf eine Konzentration
 
der Ermittlungen bei der Polizei und eine Beschränkung des
 
Verfahrensstoffes nach § 154 oder nach § 154a StPO hinzuwir­
ken (OLG Köln StV 1993, 33).
 

3.
 
Ermittlungsmaßnahmen, die sich allenfalls am Rande auf das ver­
fahrensgegenständliche Tatgeschehen beziehen oder bisherige Er­
mittlungsergebnisse lediglich abrunden, rechtfertigen es nicht,
 
die Erhebung der Anklage zu verzögern. Solche Ermittlungser­
gebnisse können vielmehr nach Erhebung der Anklage nachge­
reicht werden (BVerfG StV 1994, 589; OLG Brandenburg StV
 
2000, 37, 38). Hat der Beschuldigte bereits zu Beginn des Er­
mittlungsverfahrens ein glaubhaftes Geständnis abgelegt, so ist
 
eine Zurückstellung der Anklageerhebung zur Vernehmung zahl­
reicher tatferner Zeugen kein wichtiger Grund für eine Haft­
fortdauer (OLG Thüringen NStZ 1999, 77 bei Paeffgen).
 

4.
 
Sind bei gemeinschaftlich begangenen Straftaten Mittäter noch
 
unbekannt, dürfen Ermittlungen, die ausschließlich gegen bis­
her unbekannte Tatbeteiligte geführt werden, den Abschluss des
 
Verfahrens gegen den inhaftierten Beschuldigten nicht verzögern
 
(OLG Brandenburg, Beschluss vom 15. November 2005 – 

2 HEs 24/05 –); erst recht dann nicht, wenn er geständig ist. Auch
 
in diesem Fall hat ggf. eine Abtrennung zu erfolgen. Sind in ei­
nem Verfahren gegen mehrere bekannte Mittäter nur noch Er­
mittlungen gegen einzelne Mittäter erforderlich, muss das Ver­
fahren gegen die übrigen in Untersuchungshaft befindlichen
 
Mittäter abgetrennt werden, wenn eine gemeinsame Verhandlung
 
gegen alle Mittäter nicht unerlässlich ist (OLG Koblenz StV
 
2001, 302).
 

5.
 
Die Fahndung nach Mittätern oder Tatbeteiligten bzw. Ermitt­
lungen gegen diese dürfen die Anklageerhebung gegen den in
 
Untersuchungshaft befindlichen Täter auch dann nicht verzögern,
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wenn bei unverzüglicher Anklageerhebung wegen derzeit nicht 
widerlegbarer Schuldzuweisungen an die Mittäter eine gerin­
gere Bestrafung zu erwarten ist. 

6. 
Stets ist die Notwendigkeit von Gutachten zu prüfen. Müssen 
sie eingeholt werden, haben die Dezernenten die erforderlichen 
Aufträge sofort zu erteilen (KG StV 2015, 45; OLG Oldenburg 
StV 1994, 666; OLG Braunschweig StV 1993, 376). Vor Auf­
tragserteilung sind in einem persönlichen (auch telefonischen) 
Gespräch die Bereitschaft des Sachverständigen zur kurzfristi­
gen Gutachtenerstattung und ein Fertigstellungstermin abzu­
sprechen (§ 73 Absatz 1 Satz 2 StPO; OLG Hamm StV 2000, 
629, 630). Dabei wird für psychiatrische Gutachten zur Frage 
der Schuldfähigkeit im Regelfall ein Zeitraum von ein bis zwei 
Monaten als ausreichend betrachtet werden müssen (OLG Thü­
ringen StV 2004, 664, 665). Im Auftragsschreiben ist auf das Ge­
spräch hinzuweisen; der Auftrag ist im Einzelnen zu spezifi­
zieren (Nummer 72 Absatz 2 RiStBV). Über alle Bemühungen, 
insbesondere auch über die Suche nach und die Auswahl von ge­
eigneten Sachverständigen, sind Vermerke zu den Akten – nicht 
nur den Handakten – zu bringen. 

Die Beauftragung eines bereits überlasteten Sachverständigen ist 
unzulässig. Die nicht nur kurzfristige Überlastung eines Sach­
verständigen mit forensischen Aufgaben und anderer Arbeit ist 
kein „wichtiger Grund“ für die Haftfortdauer gemäß § 121 Ab­
satz 1 StPO (OLG Thüringen StV 2004, 664; OLG Düsseldorf 
StV 2000, 133 bei Paeffgen; OLG Zweibrücken NStZ 1994, 
202). 

Geht das Gutachten – dies gilt ebenso für Übersetzungen – nicht 
fristgemäß ein, so sind formularmäßige Erinnerungen nicht an­
gebracht. Es empfehlen sich vielmehr in Vermerksform nieder­
zulegende fernmündliche Anfragen oder persönliche Anschrei­
ben unter Hinweis auf die besondere Eilbedürftigkeit. In der 
Regel wird die Benutzung eines Telefaxgerätes angezeigt sein. 

Die Fertigstellung des Gutachtens sollte bei Überschreitung des 
abgesprochenen Termins unter Nachfristsetzung angemahnt wer­
den, ggf. muss bei fruchtloser Nachfristsetzung auch von der 
Androhung und Festsetzung von Ordnungsgeldern Gebrauch ge­
macht werden (§ 77 StPO). Grundsätzlich sind die Sachverstän­
digen zu bitten, das Ergebnis ihrer Begutachtung vorab, ggf. fern­
mündlich, kurz mitzuteilen. Oft wird schon aufgrund dieser Mit­
teilung über die Anklageerhebung entschieden werden können. 

Besteht somit bereits vor Eingang des vollständigen Gutachtens 
hinreichender Tatverdacht, ist unverzüglich Anklage zu erhe­
ben. Das gilt zum Beispiel, wenn nicht mehr die Schuldfähig­
keit, sondern nur das Vorliegen verminderter Schuldfähigkeit in 
Frage steht, und das ausstehende Gutachten somit nur für die spä­
tere Strafzumessung von Bedeutung sein wird oder zur Klärung 
der Voraussetzungen einer in Betracht kommenden Sicherungs­
verwahrung dient (OLG Brandenburg StV 2000, 37, 38). Auch 
wenn nur das Randgeschehen gutachterlich zu prüfen ist, muss 
Anklage sofort erhoben werden (vgl. OLG Oldenburg StV 1993, 
429; OLG Frankfurt StV 1993, 253). 

Kommt es auf die Glaubwürdigkeit von minderjährigen Zeugen 
an, ist in Haftsachen rechtzeitig die Einholung eines entspre­
chenden Gutachtens anzuordnen. Davon ist nur dann abzusehen, 

wenn sonstige nachgewiesene Tatsachen oder ein glaubhaftes Ge­
ständnis des Beschuldigten für die Richtigkeit der Aussage spre­
chen. 

7.
 
Erhebt die Staatsanwaltschaft vor einem unzuständigen Gericht
 
Anklage, kann die dadurch eingetretene Verfahrensverzögerung
 
der Annahme eines „wichtigen Grundes“ im Sinne des § 121 Ab­
satz 1 StPO entgegenstehen (BVerfG StV 2000, 321; StV 1992,
 
522; vgl. auch OLG Frankfurt StV 1994, 328).
 

8.
 
Zur Vermeidung eines das Beschleunigungsgebot verletzenden
 
groben Versäumnisses ist die Staatsanwaltschaft gehalten, zu
 
versuchen, die drohende Ausweisung eines in der Hauptver­
handlung benötigten Zeugen bis nach seiner Vernehmung – ins­
besondere durch Absprachen mit der Ausländerbehörde – auf­
zuschieben (KG NStZ 1997, 203, 204).
 

IV.
 
Behandlung der Haftsachen bei der Staatsanwaltschaft
 

1.
 
Haftsachen und vorläufige Unterbringungssachen sind besonders
 
vorrangig zu bearbeiten.
 

2.
 
Alle Verfügungen in Haftsachen sind am rechten oberen Rand
 
des Aktenblattes mit dem Zusatz „Haft!“ und die Verfügungen
 
in vorläufigen Unterbringungssachen mit dem Zusatz „vorläu­
fige Unterbringung!“ zu versehen. Die vorrangige Erledigung
 
der Verfügungen ist insbesondere durch Weitergabe der Akten
 
von Hand zu Hand sicherzustellen und zu kontrollieren. Kanz­
leilaufzeiten von mehr als drei Arbeitstagen sind, von besonders
 
umfangreichen Schreibarbeiten abgesehen, durch geeignete Maß­
nahmen auszuschließen.
 

3.
 
Falls es nicht binnen drei Monaten Untersuchungshaft oder vor­
läufiger Unterbringung zur Erhebung einer Anklage gekommen
 
ist, müssen die Abteilungsleiter diese Haftsachen anlässlich der
 
monatlichen Kontrolle der Haftlisten mit den Dezernenten ein­
zeln erörtern und den Abschluss des Verfahrens besonders über­
wachen. Sollte eine Verzögerung eingetreten sein und dadurch
 
das Risiko einer Haftbefehlsaufhebung bestehen, ist der Behör­
denleitung vorzutragen.
 

4.
 
Drohen nicht nur kurzfristige Verzögerungen im gerichtlichen
 
Bereich, ist die Behördenleitung zu informieren. Das gilt ins­
besondere bei dauerhaften Überlastungen der gerichtlichen
 
Spruchkörper, die die Aufrechterhaltung der Untersuchungshaft
 
über die Sechsmonatsgrenze hinaus ebenfalls nicht rechtfertigen.
 
Die nicht nur kurzfristige Überlastung gerichtlicher Spruchkör­
per mit Haftsachen ist angesichts der wertsetzenden Bedeutung
 
des Artikels 2 Absatz 2 GG selbst dann kein wichtiger Grund,
 
der weiteren Haftvollzug rechtfertigt, wenn sie auf einem Ge­
schäftsanfall beruht, der sich trotz Ausschöpfung aller gerichts­
organisatorischen Mittel und Möglichkeiten nicht mehr inner­
halb angemessener Fristen bewältigen lässt (BVerfG NStZ 2004,
 
49, 50).
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5.
 
Da das Oberlandesgericht im Verfahren nach §§ 121, 122 StPO
 
nicht berechtigt ist, den Haftbefehl von sich aus zu ergänzen bzw.
 
umzustellen, haben die Dezernenten vor der Vorlage der Akten
 
rechtzeitig darauf hinzuwirken, dass der Haftbefehl den verän­
derten Ermittlungsergebnissen angepasst wird.
 

V.
 
Aktenführung
 

1.
 
Der Aktenführung ist besondere Aufmerksamkeit zu widmen.
 

2.
 
In Haftsachen und vorläufigen Unterbringungssachen sind grund­
sätzlich Aktendoppel (Haftsonderbände) als Hilfsakten (vgl.
 
Nummern 12, 54 Absatz 3, 56 Absatz 3 RiStBV; BVerfG NJW
 
1994, 2081) und ggf. weitere Hilfsakten (Mehrfachakten) an­
zulegen, die für eine Versendung zum Zweck der Haftprüfung
 
oder aus sonstigen Gründen zur Verfügung stehen. Während der
 
Versendung von Hilfsakten sind die Ermittlungen aus den Haupt­
akten (Originalakten) mit der gebotenen Beschleunigung fort­
zuführen. Bei Rückkehr der Hilfsakten sind diese, soweit noch
 
benötigt, unbedingt zu vervollständigen.
 

3.
 
Alle ergriffenen Maßnahmen sind lückenlos in den Akten dar­
zustellen (vgl. § 168b Absatz 1 StPO). Dies gilt auch für tele­
fonische Ermittlungen, Aufträge, Erinnerungen, die Einschaltung
 
der Haftentscheidungshilfe usw. Selbst Ermittlungen, die kein
 
den Tatvorwurf stützendes Ergebnis erbracht haben, zum Bei­
spiel vergebliche Zeugenladungen, erfolglose Fahndungsmaß­
nahmen nach Zeugen oder Tatbeteiligten und Ähnliches, müs­
sen aktenkundig gemacht werden, um die Förderung der Er­
mittlungen zu dokumentieren. Im Fall der Vorlage der Akten an
 
die Generalstaatsanwaltschaft zur Weiterleitung an das Ober­
landesgericht ist darin zu vermerken, aus welchen Gründen das
 
Verfahren noch nicht zur Anklageerhebung oder zur Hauptver­
handlung gediehen ist.
 

4.
 
Die Dezernenten haben dafür Sorge zu tragen, dass die für die
 
Haftprüfung bestimmten Hilfsakten (Haftsonderbände) aus­
nahmslos mit den Hauptakten übereinstimmen; und zwar auch
 
dann, wenn sich diese bereits bei Gericht befinden. Die voll­
ständige Übereinstimmung ist bei der Vorlage an die General­
staatsanwaltschaft ausdrücklich in den zu überreichenden Haft­
sonderbänden zu vermerken.
 

5.
 
In umfangreichen Haftsachen und vorläufigen Unterbringungs­
sachen sind in dem Übersendungsbericht an die Generalstaats­
anwaltschaft die Beweismittel, aus denen sich der dringende
 
Tatverdacht ergibt, mit Fundstellen aufzuführen.
 

VI.
 
Vorlage der Akten an das Oberlandesgericht
 

1. 
Es ist unter allen Umständen darauf zu achten, dass dem Ober­
landesgericht die Akten rechtzeitig vor Ablauf der Sechsmo­

natsfrist über die Generalstaatsanwaltschaft vorgelegt werden 
(vgl. Nummer 56 Absatz 1 RiStBV). Die Akten sollten daher der 
Generalstaatsanwaltschaft zehn Tage vor dem Haftprüfungster­
min vorliegen. Wesentlich frühere Vorlagen sind zu vermeiden. 
Auch während des Zeitraumes der Vorlage haben die Dezer­
nenten das Verfahren im Rahmen des Möglichen zu fördern. 

2.
 
In die Sechsmonatsfrist ist die Dauer einer vorangegangenen
 
einstweiligen Unterbringung gemäß § 126a StPO in derselben
 
Sache einzuberechnen (OLG Düsseldorf MDR 1994, 192; OLG
 
Celle MDR 1985, 694; vgl. OLG Düsseldorf NStZ 1996, 355).
 
Auf einen lückenlosen Übergang von der Unterbringung zur
 
Untersuchungshaft kommt es nicht an (OLG Celle NStZ 1991,
 
248; a. A. OLG Koblenz MDR 1975, 422).
 

3.
 
Bei der Berechnung der Sechsmonatsfrist ist von dem Zeitpunkt
 
des Beginns der Vollziehung des in Kraft befindlichen Haftbe­
fehls oder vorläufigen Unterbringungsbefehls auszugehen. Die
 
Frist berechnet sich nach § 43 StPO (nunmehr h.M., s. Meyer­
Goßner/Schmitt, StPO, 57. Aufl., § 121 Rdn. 4 m.w.N.). Ist der
 
Beschuldigte demnach aufgrund eines bereits bestehenden Haft­
befehls zum Beispiel am 5. März festgenommen worden, endet
 
die Sechsmonatsfrist mit Ablauf des 5. September. Ist dagegen
 
am 5. März seine vorläufige Festnahme erfolgt und ist am 6. März
 
Haftbefehl erlassen worden, endet die Sechsmonatsfrist mit Ab­
lauf des 6. September.
 

Im konkreten Fall kann die Berechnung aber Schwierigkeiten be­
reiten, wenn gegen den Beschuldigten aufgrund eines früheren 
Haftbefehls bereits Untersuchungshaft vollzogen worden und 
daher zu entscheiden ist, ob diese Haftzeiten „wegen derselben 
Tat“ erfolgt und bei der Berechnung der Sechsmonatsfrist mit 
einzubeziehen sind. Zu beachten ist, dass der Begriff „wegen der­
selben Tat“ im Sinne des § 121 Absatz 1 StPO weiter als der pro­
zessuale Tatbegriff des § 264 StPO zu fassen ist, wobei die herr­
schende Meinung für die Berechnung grundsätzlich auf die „in 
demselben Verfahren“ erlittene Untersuchungshaft abstellt. Falls 
daher im Lauf der Ermittlungen ein erneuter Haftbefehl ergeht, 
der den vorangegangenen Haftbefehl modifizierend ersetzt, hat 
dies nicht zur Folge, dass die Frist des § 121 Absatz 1 erneut in 
Gang gesetzt wird. Auch wenn der frühere Haftbefehl aufgeho­
ben und wegen anderer Straftaten ein neuer Haftbefehl erlassen 
und der Beschuldigte nun deshalb in Untersuchungshaft ge­
nommen wird oder dort verbleibt, wird die Frist des § 121 Ab­
satz 1 StPO nicht erneut in Gang gesetzt, sondern die wegen des 
früheren Haftbefehls vollzogene Untersuchungshaft mit einbe­
rechnet, sofern bereits zum Zeitpunkt des Erlasses des früheren 
Haftbefehls die Straftaten, die dem neuen Haftbefehl zugrunde 
liegen, den Strafverfolgungsbehörden bekannt waren und in den 
früheren Haftbefehl hätten aufgenommen werden können (OLG 
Brandenburg StV 1997, 536; OLG Koblenz, Beschluss vom 
17.09.2014 – 2 Ws 486/14H – bei juris; OLG Celle StV 2012, 
421; OLG Karlsruhe StV 2000, 513). Das gilt selbst dann, wenn 
die Straftaten Gegenstand anderer Verfahren waren. Damit soll 
vermieden werden, dass die Prüfungsfrist des § 121 Absatz 1 
StPO umgangen wird, indem solche Tatvorwürfe, die bereits 
beim Erlass des früheren Haftbefehls hätten berücksichtigt wer­
den können, zurückgehalten werden, um sie zur Begründung 
eines neuen Haftbefehls zu verwenden (sog. „Reservehaltung“ 
von Tatvorwürfen, vgl. OLG Dresden NJW 2010, 952). 
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Selbst Taten, für die dringender Tatverdacht erst nach Erlass des 
Ursprungshaftbefehls entstanden ist, unterfallen dem erweiter­
ten Tatbegriff, wenn sie Teil einer insgesamt einheitlichen Serie 
gleichgerichteter Taten sind, die einem einheitlichen Lebens­
vorgang entspringen, der Gegenstand des bestehenden Haftbe­
fehls ist und die Ermittlungsrichtung bestimmt hat (OLG Ko­
blenz a.a.O.). 

Ansonsten werden Taten, die erst nach Erlass des Ursprungs­
haftbefehls bekannt werden, vom erweiterten Tatbegriff nicht 
erfasst. Sie setzen, soweit sie haftrelevant sind, eine neue Sechs­
monatsfrist in Gang, die von dem Zeitpunkt an zu laufen beginnt, 
ab dem wegen dieser Vorwürfe erstmals dringender Tatverdacht 
bestand. Maßgeblich für den Fristbeginn ist der Tag, an dem der 
neue Haftbefehl hätte erlassen oder der bestehende Haftbefehl 
hätte erweitert werden können (OLG Koblenz a.a.O.; OLG Bran­
denburg a.a.O.; OLG Stuttgart StV 2008, 85; Meyer-Goßner/ 
Schmitt, 57. Aufl., § 121 Rdn. 14). Entsprechendes gilt, wenn 
der Beschuldigte während des Vollzugs des Ursprungshaftbefehls, 
bei einer Unterbrechung des Vollzugs oder nach Aufhebung des 
Haftbefehls neue Straftaten begeht (Meyer-Goßner/Schmitt, 
a.a.O., Rdn. 15; OLG Karlsruhe Die Justiz 1983, 85). 

Im Einzelnen ist der Tatbegriff des § 121 Absatz 1 StPO aller­
dings noch nicht geklärt (s. dazu OLG Düsseldorf StV 1996, 553, 
554; OLG Hamburg StV 1989, 489; OLG Düsseldorf StV 1989, 
256; OLG Celle NStZ 1989, 243; 1987, 571; Paeffgen NStZ 
1989, 514). Es wird auch vertreten, dass es zur Verhinderung ei­
nes Missbrauchs des Haftrechts im Sinne einer „Reservehal­
tung“ von Tatvorwürfen durch Aufsplitterung eines einheitlichen 
Verfahrens ausreicht, eine Ausdehnung des Begriffes der Tati­
dentität auf solche Fälle zu beschränken, die – zumindest ob­
jektiv – die Annahme einer zweckwidrigen Verfahrensaufsplit­

terung nicht ausgeschlossen erscheinen lassen. Unter dieser Vor­
aussetzung wird eine „Zusammenrechnung“ von in mehreren Ver­
fahren erlittener Untersuchungshaft nur dann gefordert, wenn zu 
der rein theoretischen Möglichkeit einer Verfahrensverbindung 
über die Person des Beschuldigten hinaus ein innerer zeitlicher 
und sachlicher Zusammenhang der verschiedenen Tatvorwürfe 
und eine gewisse Einheitlichkeit des Ermittlungskomplexes hin­
zutreten, die eine theoretisch mögliche Verbindung auch tat­
sächlich sachgerecht erscheinen lassen (OLG Brandenburg, Be­
schluss vom 30. Mai 2005 – 1 HEs 11/05 –; OLG Jena StV 
1999, 329 f.; OLG Köln NStZ – RR 1998, 181 f.). 

4. 
Führt die Haftprüfung des Oberlandesgerichts wegen Verstoßes 
gegen das Beschleunigungsgebot zum Abbruch der Untersu­
chungshaft, dann soll nach wohl herrschender Auffassung bis zum 
Erlass eines Urteils kein neuer Haftbefehl wegen derselben Tat 
im Sinne des § 121 Absatz 1 StPO erlassen werden dürfen (OLG 
Brandenburg, Beschluss vom 29. Juni 2000 – 2 Ws 190/00 –; 
OLG München StV 1996, 676; OLG Düsseldorf StV 1996, 493; 
OLG Zweibrücken StV 1996, 494; LR-Hilger, 26. Aufl., § 121 
Rdn. 47). 

VII.
 
Inkrafttreten
 

Diese Rundverfügung tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft. Zu­
gleich wird meine gleichnamige Rundverfügung vom 24. Okto­
ber 2014 (442-2) aufgehoben. 

Dr. Rautenberg 

Bekanntmachungen 

Übersicht über die Geschäfte der Notarinnen und Notare im Land Brandenburg für das Jahr 2014 

Bekanntmachung des Ministeriums der Justiz
 
und für Europa und Verbraucherschutz
 

Vom 20. April 2015
 
(3832-II.1)
 

Land­
gerichts­
bezirke 

Zahl der 
Notarstel-
len am 
31.12.2014 

Summe der 
Urkunds­
geschäfte 
nach Urkun­
den-Rolle 

Davon Wechsel 
und 
Scheck­
proteste 

Summe der 
Urkunds­
geschäfte 
(Sp. 3 und 9 
zus.) 

Unterschriftsbeglaubigungen Verfügungen 
v. T. w. 

Vermittlungen 
von Auseinander­
setzungen 

sonst. Beur­
kundungen 

mit Entwurf ohne Entwurf 
1  2  3  4  5  6  7  8  9  10  

Cottbus 20 34675 6134 6328 1752 0 20461 1 34676 

Frankfurt 
(Oder) 

18 27165 4882 5241 1138 0 15904 0 27165 

Neuruppin 16 24631 4178 5071 1027 19 14336 0 24631 

Potsdam 20 33161 5474 9327 1225 20 17091 3 33164 

Insgesamt 74 119632 20668 25967 5142 39 67792 4 119636 
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Personalnachrichten 

Ordentliche Gerichtsbarkeit 

Gerichte 

Ernannt: 

z. Vizepräsidenten des AG – BesGr. R 2 m. AZ –: Richter am 
OLG Simon Welten in Potsdam. 

Ruhestand: 

Vorsitzender Richter am LG Dr. Klaus-Eberhard Lütticke in 
Neuruppin. 

Sozialgerichtsbarkeit 

Versetzt: 

Richterin am SG Kerstin Schakat vom SG Frankfurt (Oder) zum 
SG Neuruppin. 

Justizvollzugsanstalten 

Ruhestand: 


Regierungsamtmann Norbert Käpernick in Wriezen.
 

Ausschreibungen 

Ministerium der Justiz 

und für Europa und Verbraucherschutz 


Im Geschäftsbereich der Notarkammer des Landes Branden­
burg sind 

vier Stellen
 
für eine Notarassessorin/einen Notarassessor 


zu besetzen. Die Ausschreibung richtet sich in erster Linie an 
Bewerberinnen und Bewerber, die die Zweite juristische Staats­
prüfung in den Prüfungsjahren 2014/2015 abgelegt haben. Dar­
über hinaus sollte mindestens ein Prüfungsergebnis mit der No­
tenstufe „vollbefriedigend“ nachgewiesen werden. 

Einzelheiten zum Anwärterdienst als Notarassessorin/Notaras­
sessor sind in der Verordnung zur Regelung von Angelegenhei­
ten auf dem Gebiet des Notarwesens (Notarverordnung – NotV) 
vom 6. Januar 2015 (GVBl. II S. 3) geregelt. 

Bewerbungen sind in dreifacher Ausfertigung bis zum 
22. Juni 2015 an das Ministerium der Justiz und für Europa 
und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg, Abteilung II, 
Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten und müs­
sen die in Abschnitt II Nummer 3 der Allgemeinen Verfügung 
des Ministers der Justiz vom 6. Mai 2014 (JMBl. S. 68) vorge­
sehenen Angaben enthalten. Weitere Auskünfte erteilt Herr Bier­
mann (Tel.: 0331 866-3232). 

Die Präsidentin 

des Landesarbeitsgerichts Berlin-Brandenburg
 

Bezeichnung: Justizamtsrätin/Justizamtsrat 

Besoldungsgruppe: A 12 

Laufbahn: Rechtspflegedienst 

Besetzbar: demnächst 

Kennzahl: 2012 E 1/2015 

Vollzeit/Teilzeit: Vollzeit oder Teilzeit 

Arbeitsgebiet: 

a)	 Aufgaben der Bezirksrevisorin/des Bezirksrevisors des Lan­
desarbeitsgerichts Berlin-Brandenburg, insbesondere 
–	 Prüfung des Kostenansatzes, von Kassenanordnungen 

und Rechnungsbelegen beim Arbeitsgericht Berlin, dem 
LArbG Bln-Brbg. sowie den Arbeitsgerichten im Land 
Brandenburg 

–	 Vertretung der Landeskassen der Länder Berlin und 
Brandenburg bei Festsetzungen von Kosten für und ge­
gen das jeweilige Land sowie bei Erstattungen anwalt­
licher Vergütungen aus den Landeskassen, in Wertfest­
setzungsverfahren nach GKG und RVG, in Prozesskos­
tenhilfeverfahren, bei Erinnerungen und Beschwerden 
nach Kostenverfügung 

–	 Beratungen der Beschäftigten und Richter/innen der Ar­
beitsgerichtsbarkeit sowie Durchführung von Schulun­
gen, Workshops zur Fortbildung im Kostenrecht 

b)	 Personalführung 
c) 	 Geschäftsprüfungen und Sonderaufgaben nach Weisung der 

Präsidentin/des Präsidenten des Landesarbeitsgerichts Ber­
lin-Brandenburg 

Anforderungen: Formale Anforderungen 

1.	 Befähigung für das Rechtspflegeramt, § 2 RpflG und die Er­
füllung der laufbahnrechtlichen und sonstigen Vorausset­
zungen für den Laufbahnzweig der Rechtspflegerinnen und 
Rechtspfleger (Laufbahngruppe 2) 

2. 	 Mehrjährige Berufserfahrung als Rechtspfleger/in sowie als 
Urkundsbeamter/in sowie Kostenbeamter/in bzw. Kosten­
prüfungsbeamter/in bevorzugt bei der Arbeitsgerichtsbarkeit 

3. 	 Erfahrungen als Lehrkraft 
4.	 Teilnahme an Führungskräftequalifizierungsmaßnahmen 
5.	 Berufserfahrung in mindestens stellvertretenden Leitungs­

positionen 



44 JMBl. 

Anforderungsprofil: 

Fachliche Voraussetzungen: 

Unabdingbar sind vertiefte Fach- und Rechtskenntnisse und kor­
rekte Anwendung der für den Laufbahnzweig und das Arbeits­
gebiet einschlägigen Vorschriften, umfassende Kenntnisse des 
für die Arbeitsgerichtsbarkeit maßgeblichen Kosten- und Ver­
fahrensrechts sowie zur Aufbau- und Ablaufstruktur der ar­
beitsgerichtlichen Geschäftsbetriebe in Berlin und Brandenburg; 
sehr wichtig sind die sichere Anwendung und Nutzung vorhan­
dener moderner Informationstechniken zur effizienten Aufga­
benbearbeitung, Kenntnisse der einschlägigen Bearbeitungs­
standards (z. B. korrekte Anwendung der Vorschriften der GGO), 
Kenntnisse über Personalführung und verantwortungsbewusste 
Anwendung der Führungsinstrumente, didaktische Kompetenz 
zur Vermittlung von Kenntnissen zum Kostenrecht 

Außerfachliche Kompetenzen: 

Unabdingbar sind ein hohes Maß an Selbständigkeit, Abstrak­
tionsfähigkeit und ein sehr gutes Urteilsvermögen, ebenso eine 
hohe Lernbereitschaft und Flexibilität. Sehr wichtig ist die Fä­
higkeit, auch unter hoher Belastung zielorientiert und initiativ 
unter Berücksichtigung entsprechender Prioritäten zu arbeiten. 

Der Dienstleistungsgedanke hat stets im Vordergrund zu stehen. 
Insbesondere als Leiter/in von Schulungen und Workshops und 
bei Beratungen sind gute Kommunikationsfähigkeit und Argu­
mentationskraft unerlässlich. Mithilfe von Präsentationsmetho­
den sollen fachliche Inhalte adäquat vermittelt werden können. 

Da als Bezirksrevisor/in Anträge, Beschwerden und Stellung­
nahmen zu verfassen sind, ist eine sehr gute schriftliche Aus­
drucksweise mit überzeugender Argumentation unerlässlich. 

Zur Führung von Mitarbeitern/Mitarbeiterinnen sind Fähigkei­
ten zur sach- und personengerechten Anleitung, Motivation und 
Förderung sehr wichtig. 

Alle weiteren Anforderungen entnehmen Sie bitte dem Anfor­
derungsprofil, das Bestandteil dieser Ausschreibung ist und Ih­
nen auf Anforderung zugesandt wird. 

Bewerbungsfrist: vier Wochen nach Veröffentlichung 

Bewerbungsanschrift: Die Präsidentin des Landesarbeitsge­
richts Berlin-Brandenburg 
Magdeburger Platz 1 
10785 Berlin 

Bewerbungsunterlagen:  

Der Bewerbung ist die Einwilligungserklärung zur Einsicht in 
die Personalakte beizufügen. Im Rahmen des Auswahlverfahrens 
ist die aktuelle dienstliche Beurteilung (nicht älter als ein Jahr) 
zu berücksichtigen. Soweit eine entsprechende Beurteilung nicht 
vorliegt, bitte ich für die Erstellung zu sorgen. 

Hinweise: 

Schwerbehinderte Menschen oder diesen gleichgestellte behin­
derte Menschen werden bei gleicher Eignung bevorzugt be­
rücksichtigt. Bewerbungen von Frauen sind besonders erwünscht. 
Bewerbungen von Menschen mit Migrationshintergrund, die die 
Voraussetzungen der Stellenausschreibung erfüllen, sind aus­
drücklich erwünscht. 

Die Besetzung der Position ist grundsätzlich auch mit Teilzeit­
kräften möglich. Teilzeitwünsche von Bewerberinnen und Be­
werbern und deren Vereinbarkeit mit der Tätigkeit werden im kon­
kreten Einzelfall geprüft. 

Aus Kostengründen können Bewerbungsunterlagen nur per Fach­
post oder Freiumschlag zurückgesandt werden. 

Ansprechpartner/in: Frau Krüger/Frau Sandt 

Telefon: 030 90171-314/305 

Mail: geschäftsleitung@larbg.berlin.de 

mailto:gesch�ftsleitung@larbg.berlin.de
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Rechtsprechung* 

Verfassungsrecht 

Artikel 2 Absatz 5 Verfassung des Landes Brandenburg, 
§ 29 Absatz 1 VerfGGBbg 

Missachtet ein Gericht die Feststellung des Verfassungsge­
richts, die Anwendung des Gesetzes auf einen Einzelfall sei 
objektiv willkürlich gewesen, liegt darin ein Verstoß gegen die 
verfassungsrechtliche Bindung des Gerichts an Gesetz und 
Recht, der wiederum mit der Verfassungsbeschwerde gerügt 
werden kann.** 

Verfassungsgericht des Landes Brandenburg, 
Beschluss vom 20. März 2015 – VfGBbg 30/14 – 

Gründe: 

I. 

Eine gegen ein Urteil des Landgerichts (…) erhobene Verfas­
sungsbeschwerde führte zur Aufhebung und zur Rückverweisung 
der Sache (Beschluss vom 19. Juni 2013 – VfGBbg 61/12 –, 
www.verfassungsgericht.brandenburg.de). Die Entscheidung des 
Landgerichts sei willkürlich. Sie verletze den Beschwerdefüh­
rer in seinem Gleichheitsgrundrecht aus Artikel 12 Absatz 1 der 
Landesverfassung (LV) in dessen Ausprägung als Verbot ob­
jektiver Willkür. (...) Im weiteren Verlauf des Verfahrens lehnte 
der Beschwerdeführer den Einzelrichter, der das aufgehobene Ur­
teil gefällt hatte, ab. Dies wies das Landgericht mit Beschluss 
vom 4. Februar 2014 zurück. Die Besorgnis der Befangenheit 
bestehe nicht. Selbst wenn man der Ansicht des Verfassungsge­
richts folge, ergäbe sich daraus keine Besorgnis der Befangen­
heit. Denn bei der Entscheidung des Verfassungsgerichts habe 
es „fachliche Gegenstimmen“ gegeben, die die Auslegung „nicht 
als objektiv rechtswidrig“ eingeschätzt hätten. Eine Anhö­
rungsrüge wies das Landgericht zurück. 

Der Beschwerdeführer hat am 23. Mai 2014 Verfassungsbeschwerde 
gegen die Entscheidung zu dem Ablehnungsgesuch erhoben. Nach­
dem der Vertreter des abgelehnten Richters die Sache verhandelt 
und unter ausdrücklicher Anerkennung der Bindungswirkung der 
verfassungsgerichtlichen Entscheidung auch entschieden hat, hat 
der Beschwerdeführer die Verfassungsbeschwerde für erledigt er­
klärt und eine Kostenentscheidung beantragt. 

* Die Auswahl der abgedruckten Entscheidungen bedeutet keine amtliche Stel­
lungnahme zu ihrem Inhalt. 

** nichtamtlicher Leitsatz 

II. 

1. (…) 

2. (…) Im Rahmen dieser Billigkeitsentscheidung ist zu be­
rücksichtigen, dass die Begründung des Landgerichts in seinem 
Beschluss vom 4. Februar 2014 über das Ablehnungsgesuch mit 
der Bindung des Gerichts an Gesetz und Recht (Artikel 2 Ab­
satz 5 LV) nicht zu vereinbaren war. 

Die Bindung des Fachgerichts an Gesetz und Recht umfasst 
nach § 29 Absatz 1 VerfGGBbg auch die Bindung an die in ei­
ner verfassungsgerichtlichen Entscheidung enthaltene Feststel­
lung, eine bestimmte Auslegung einer Norm oder deren An­
wendung auf den Einzelfall sei nicht vereinbar mit der Verfas­
sung. Diese Bindungswirkung erstreckt sich nicht nur auf die Ent­
scheidungsformel, sondern auch auf die tragenden Gründe der 
Entscheidung. Ignoriert ein Gericht die bindende Wirkung ver­
fassungsgerichtlicher Entscheidungen, so stellt dies einen ei­
genständigen Verfassungsverstoß dar, der mit der Verfassungs­
beschwerde gerügt werden kann (vgl. BVerfGE 40, 88, 93 f; 
BVerfG NJW 2006, 3199; HessStGH LVerfGE 23, 143 153f; 
Bethge, in: Maunz/Schmidt-Bleibtreu/Klein/Bethge, BVerfGG, 
Stand: Dezember 2014, § 31 Rn. 20). 

Von einem solchen Verstoß gegen die Landesverfassung ist vor­
liegend auszugehen. Das Landgericht durfte von Gesetzes wegen 
nicht mehr annehmen, dass seine frühere Entscheidung, obschon 
vom Verfassungsgericht bereits für verfassungswidrig erklärt, 
gleichwohl doch noch vertretbar und damit gerade nicht ver­
fassungswidrig war. Die objektive Willkür des Urteils stand 
nämlich aufgrund des Beschlusses vom 19. Juni 2013 fest, der 
dies ausdrücklich tenoriert hatte. Statt von dieser von Gesetzes 
wegen verbindlich festgestellten objektiven Willkür auszuge­
hen, stellt das Landgericht den Verfassungsverstoß wieder in 
Frage, wenn es meint, das Verfassungsgericht habe lediglich ei­
ne „Rechtsauffassung“ „kundgetan“, ohne dass es auch nur an­
satzweise die Bindungswirkung des § 29 Absatz 1 VerfGGBbg 
in seine Überlegungen einbezieht und sogar ausdrücklich of­
fenlässt, ob es dem Verfassungsgericht folgt. 

Dass die Entscheidung des Verfassungsgerichts nicht einstim­
mig ergangen ist, ändert nichts an ihrer Verbindlichkeit. Aus ei­
ner Gegenstimme folgt zudem keineswegs, dass ein Mitglied 
des Verfassungsgerichts die angegriffene Entscheidung als recht­
mäßig angesehen hätte, wie das Landgericht aber zu Unrecht und 
ohne jede Begründung annimmt. 

3. (…) 

http:www.verfassungsgericht.brandenburg.de


46 JMBl. 



JMBl. 47 



Justizministerialblatt 
für das Land Brandenburg 

Das Justizministerialblatt erscheint in der Regel am 15. eines jeden Monats. 

Herausgeber: Ministerium der Justiz und für Europa und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg.
 

Der Preis für ein Bezugsjahr beträgt 58,80 EUR (einschließlich Postzustellgebühren und 7 % Mehrwertsteuer).
 
Die Einweisung kann jederzeit erfolgen. Die Kündigung ist nur zum Ende eines Kalenderjahres zulässig; sie muss bis spätestens 30. 9. dem Verlag zugegangen sein.
 

Einzelverkaufspreis: 4,86 EUR zuzüglich Versand und Portokosten und 7 % Mehrwertsteuer (nur Nachnahmeversand).
 
Die Lieferung des Blattes erfolgt durch die Post.
 

Reklamationen bei Nichtzustellung, Neu- bzw. Abbestellungen, Änderungswünsche und sonstige Anforderungen sind an die
 
Brandenburgische Universitätsdruckerei und Verlagsgesellschaft Potsdam mbH zu richten.
 

Herstellung, Verlag und Vertrieb: Brandenburgische Universitätsdruckerei und Verlagsgesellschaft Potsdam mbH,
 
Karl-Liebknecht-Straße 24 - 25, Haus 2, 14476 Potsdam (OT Golm), Telefon: 0331 5689-0
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